
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 18.04.2024

Thema Institutionen und Volksrechte
Schlagworte Ehe-, Familien- oder Individualbesteuerung, Familienpolitik
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Institutionen und
Volksrechte, Ehe-, Familien- oder Individualbesteuerung, Familienpolitik, 2017 - 2019.
Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 18.04.2024.

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Parlamentsmandat

1Parlamentsorganisation

01.01.65 - 01.01.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

Büro-NR Büro des Nationalrates

Bureau-CN Bureau du Conseil national

01.01.65 - 01.01.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Mit dem Postulat Feri sollte eine Prüfung der Vereinbarkeit von Beruf, Familie und
Politik vorgenommen werden. Yvonne Feri (sp, AG) wies in ihrem Anliegen darauf hin,
dass sich die Parlamentsarbeit stark verändert habe, die Komplexität der Dossiers
zunehme und immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier Familienarbeit
übernähmen. Eine Studie habe zudem gezeigt, dass Parlamentsmitglieder sehr viel Zeit
für politische Arbeit aufwendeten. Um Milizarbeit leben zu können, müsse also die
Vereinbarkeit von Parlamentsarbeit, Beruf und Betreuungsarbeit analysiert werden.
Dies sah auch das Büro-NR so und erwähnte in seiner Begründung gleich einen ganzen
Strauss verschiedener Vorstösse, die in letzter Zeit ähnliche Ideen verfolgt hatten. Die
parlamentarischen Initiativen Aebischer (sp, BE; Pa.Iv. 15.445), Roth-Bernasconi (sp, GE;
Pa.Iv. 14.463), Feri (Pa.Iv. 13.410), Galladé (sp, ZH; Pa.Iv. 11.453) und Dupraz (fdp, GE;
Pa.Iv. 04.483), oder die Postulate Feri (Po. 13.3691), Teuscher (gp, BE; Po. 06.3844) oder
Zisyadis (pda, VD; Po. 01.3232) seien zwar mehrheitlich erfolglos geblieben, die
Regelmässigkeit der Einreichung dieser Vorstösse zeige aber, dass das Anliegen nicht
nur dauerhaft aktuell sei, sondern zukünftig wohl auch noch an Bedeutung gewinnen
könnte. Das Büro beantragte deshalb Annahme des Postulats und forderte einen
umfassenden Bericht, der auch mögliche Verbesserungen und Anpassungen aufzeigen
sollte. 
Keine Freude an dieser Empfehlung, die in der Regel zu einer stillschweigenden
Überweisung führt, hatte Thomas Aeschi (svp, ZG), der das Postulat bekämpfte, was
bedeutet, dass es in einer der nächsten Nationalratssessionen zur Diskussion
traktandiert werden wird.

POSTULAT
DATUM: 22.03.2019
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2019 kam es schliesslich zur Debatte um das Postulat Feri, das
einen Bericht zu einer besseren Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik verlangt.
Yvonne Feri (sp, AG) machte sich für ihr Anliegen stark, indem sie an die Ratskolleginnen
und -kollegen appellierte, ihre Idee als Chance und nicht als Gefahr zu sehen. Die
Arbeitsweise des Parlaments werde seit Jahren mit zahlreichen Vorstössen hinterfragt,
stecke aber nach wie vor in veralteten Strukturen. Ein Überdenken aller möglichen
Varianten könne nicht nur zeigen, ob es vielleicht gar keine Veränderungen brauche,
sondern vielleicht auch ganz neue Wege öffnen. Thomas Aeschi (svp, ZG), der das vom
Büro zur Annahme empfohlene Postulat bekämpft hatte, sah darin hingegen keine
Chance, sondern lediglich eine neue, teure, mit Steuergeldern finanzierte Studie, die
letztlich nichts ändern werde. Es sei besser, konkrete Anliegen vorzubringen, als immer
wieder neue Bericht zu schreiben. Edith Graf-Litscher (sp, TG) nahm Stellung für das
Büro und sah – auch aufgrund der zahlreichen Vorstösse der letzten Jahre – die Zeit
reif für eine fundierte Analyse zur Vereinbarkeit von Ratsarbeit, Familie, Beruf und
Ausbildung. Der Nationalrat nahm das Postulat mit 109 zu 62 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. 1

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Mittels Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Parlament wollte Cédric
Wermuth (sp, AG) das Milizsystem stärken. Vor allem für jüngere Parlamentarierinnen
und Parlamentarier mit Kindern im vorschul- oder schulpflichtigen Alter sei es
schwierig, Familien- und Parlamentsarbeit unter einen Hut zu bringen. Die
Kinderbetreuung bleibe vor allem während den Sessionen in den meisten Fällen dem
familiären Umfeld, der Partnerin oder dem Partner vorbehalten. Das sei nicht nur
stossend, sondern mit ein Grund, weshalb so wenig Frauen im Parlament vertreten
seien. Die ungleichen Chancen würden das Milizsystem diskreditieren und im
schlimmsten Fall sogar dazu führen, dass auf politisches Engagement verzichtet wird.  
Das Büro-NR, das bei Annahme des Postulats Verbesserungsmöglichkeiten hätte
vorschlagen sollen, verwies in seiner ausführlichen Stellungnahme auf zahlreiche
Vorstösse, mit denen bereits früher eine Anpassung des Sitzungsrhythmus oder der
Sitzungszeiten verlangt worden war, die aber allesamt vom Rat selber abgelehnt worden
seien. Einzig das Postulat Teuscher habe 2007 dazu geführt, dass die Sessionen – soweit

POSTULAT
DATUM: 06.06.2017
MARC BÜHLMANN
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möglich – den Schulferien angepasst worden seien. Weil die Familien- und
Wohnsituation der Nationalrätinnen und Nationalräte sehr unterschiedlich sei, würde
eine Änderung der Sessionsorganisation immer auch individuelle Nachteile schaffen.
Dass eine Änderung einen hohen administrativen Aufwand und hohe Kosten bedeuten
und zudem nur einem Teil der Rätinnen und Räte Vorteile bringen würde, komme
erschwerend hinzu. Das Büro beantragte entsprechend die Ablehnung des Postulats,
wogegen sich eine GP/SP-Minderheit wehren wollte. 
Das Thema wurde von den Medien bereits im Vorfeld der Debatte dankbar
aufgenommen und im Rat wurde das Postulat entsprechend ausführlich diskutiert.
Cédric Wermuth versuchte, für seine Idee Werbung zu machen, indem er auf die
Bedeutung von Traditionen hinwies. Diese seien wichtig, müssten aber den
gesellschaftlichen Realitäten angepasst werden. Dass die Ratsmitglieder sehr
unterschiedliche Ansichten über Tradition und Anpassungen haben, zeigte sich dann im
deutlichen links-bürgerlichen Graben bei der Abstimmung über den Vorstoss. Die
geschlossenen SP-, GP- und GLP-Fraktionen standen einem fast geschlossen Nein
stimmenden bürgerlichen Block gegenüber. Abweichlerinnen und Abweichler gab es
lediglich bei der CVP (3), der FDP (1) und der BDP (2). Die insgesamt 65 befürwortenden
Stimmen unterlagen freilich den 123 Nein-Stimmen deutlich (1 Enthaltung) und der
Vorstoss wurde entsprechen versenkt. 2

1) AB NR, 2019, S. 970 f.
2) AB NR, 2017, S. 911 ff.; LMD, 3.6.17; AZ, 6.6.17; BaZ, NZZ, 7.6.17
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